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Das Zerwürfnis
Nach der jüngsten Wahlniederlage der SPD setzen sich führende Gewerkschaften von der Koalition ab.

Sie wollen den Kampf gegen Schröders Agenda 2010 noch verstärken. Ihr Hauptziel ist 
der Erhalt der eigenen Glaubwürdigkeit – für den Kampf gegen eine mögliche Reformkanzlerin Merkel.
Wer Michael Sommer in diesen Ta-
gen auf den Kanzler anspricht,
löst beim DGB-Vorsitzenden um-

gehend die immer gleiche Reaktion aus:
Er bemüht sich um Fassung, aber eine 
spürbare Veränderung seiner Gesichtsfarbe
verrät den Grad der Erregung.

Gerhard Schröder? Da lacht Sommer ge-
quält und hüllt sich in Schweigen. Was soll-
te er auch sagen? Etwa dass sein Verhält-
nis zum Kanzler mit dem Adjektiv „zer-
rüttet“ noch zurückhaltend umschrieben
wäre? Dass zwischen dem Chef der sozial-
demokratisch geführten Regierung und
dem Boss der organisierten Arbeitnehmer
immer häufiger ein Zustand aggressiver
Sprachlosigkeit herrscht?

Soll er darüber klagen, dass er sich von
Schröder missachtet und gedemütigt fühlt,
weil der Kanzler es offenbar nicht mehr
für nötig befindet, auf seine Briefe zu ant-
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worten, in denen die freundliche Genos-
sen-Anrede („Lieber Gerd“) längst dem
kühlen „Sehr geehrter Herr Bundeskanz-
ler“ gewichen ist?

Nein, das mag er nicht mehr. Im Übrigen
hat Michael Sommer bereits in Interviews
seine Beziehung zum Kanzler unmissver-
ständlich als „Non-Verhältnis“ beschrie-
ben, ihm vorgeworfen, sich „ungehörig“
zu benehmen und sich schließlich mit ei-
nem Satz zitieren lassen, der an Deutlich-
keit kaum zu übertreffen war: „Niemand in
den Gewerkschaften – und ich kenne wirk-
lich niemanden – ist im Moment bereit, die
SPD zu unterstützen.“

Was als atmosphärische Störung begann,
hat sich längst zu einem handfesten Krach
entwickelt. Die einstige Allianz von SPD
und Arbeitnehmerorganisation ist zerbro-
chen. Die traditionelle Umarmung führt zu-
nehmend zu Atemnot – auf beiden Seiten.
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Schon auf einer vertraulichen Sitzung
des DGB-Bundesvorstands vor drei Wo-
chen zeichnete sich das Zerwürfnis ab. Nur
einer der anwesenden Gewerkschaftsbos-
se warb da noch um Unterstützung der
Schröder-Regierung. Die Lage der SPD sei
zwar schwierig, aber nicht hoffnungslos,
flehte Franz-Josef Möllenberg von der IG
Nahrung-Genuss-Gaststätten. Niemand
könne ein Interesse an einer Machtüber-
nahme durch die Union haben, die „in
kompakter Form das Arbeits- und Sozial-
recht“ verändern werde.

Doch die überwältigende Mehrheit dach-
te anders. Für sie sprach der gelernte Be-
tonbauer, frühere SPD-Abgeordnete und
jetzige IG-Bau-Chef Klaus Wiesehügel.

Er könne das Gerede vom kleineren
oder größeren Übel nicht mehr hören, bol-
lerte der Redner, der Schröders Reform-
plänen bereits vor einem Jahr bescheinigt
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after Sommer, Kollegen*: Deutlicher Schnitt

Zahnersatz

Für den Zahnersatz muss jeder gesetzlich
Versicherte eine Zusatzversicherung ab-
schließen. (Von der Regierung wieder in
Frage gestellt.)

1. Januar 2005

Krankengeld

Für die Krankengeldversicherung müssen die
Versicherten einen Extrabetrag zahlen. Der
Arbeitgeberanteil fällt weg.

1. Januar 2006

Rentenbesteuerung

Renten und Kapitallebensversicherungen
werden schrittweise besteuert. Dies führt zu
Mehrbelastungen.

1. Januar 2005

Nachhaltigkeitsfaktor

Ab sofort steigen die Renten langsamer.

1. Juli 2005

Pflegeversicherung

Höhere Beiträge für Kinderlose (geplant).

1. Januar 2005

Hartz IV

Härtere Zumutbarkeitsregeln für Arbeitslose,
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II.

1. Januar 2005

Reform-Sprengstoff
Stichtage der kommenden Reformschritte

Kanzler Schröder 
„Ich will den Paradigmenwechsel“
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hatte, sie seien „zynisch und ein übler Ver-
stoß gegen die Menschenwürde“. Diese Re-
gierung sei praktisch am Ende – woraus
man klare Konsequenzen ziehen müsse. 

Die Chefs der Großgewerkschaften nick-
ten beifällig. 

Michael Sommer hatte zu diesem Zeit-
punkt sein Erweckungserlebnis bereits hin-
ter sich. Bei einem Treffen mit Schröder
und Betriebsräten im Kanzleramt wies ihn
der Regierungschef kühl in die Schranken:
Änderungen an der Agenda 2010? „Nicht
mit mir“, beschied der Hausherr. „Versteht
doch endlich“, fügte er dann ebenso frostig
hinzu, „ich will den Paradigmenwechsel,
und ich werde ihn auch durchziehen.“ 

Spätestens von da an musste dem DGB-
Chef klar sein, dass er von Schröder keine
Zugeständnisse zu erwarten hat. Der will
jetzt ganz Reformkanzler sein, und jeder
Kompromiss mit den Gewerkschaften ist
dieser neuen Kontur abträglich. 

Mehr als nur gespannt ist das Verhältnis
der Arbeitnehmerfunktionäre auch zum
Parteivorsitzenden Franz Müntefering, der
bei Amtsantritt noch den
„Schulterschluss“ mit den Ge-
werkschaften gesucht hatte. Am
vorvergangenen Freitag lieferte
sich der SPD-Chef in seinem
Bundestagsbüro ein heftiges
Wortgefecht mit Sommer. Im
Vier-Augen-Gespräch gingen
die Genossen aufeinander los –
wie beide später ihren jeweili-
gen Getreuen berichteten.

Aufgebracht raunzte der
DGB-Vorsitzende, Schröder und
Müntefering würden die Partei
fast diktatorisch führen: „Macht
nur weiter so. Ihr werdet schon
sehen, was ihr davon habt“, soll
Sommer, der die Auseinander-
setzung nicht kommentieren
möchte, gedroht haben.

Und Müntefering, heißt es,
habe zurückgekeilt und sich
über die mangelnde Solidarität der Ge-
nossen aus dem Gewerkschaftslager be-
schwert. Die treffe damit eine Mitschuld
an der schlechten Lage der Partei, denn
eines sei doch klar: „Gegen die Gewerk-
schaften“, so der Vorsitzende Müntefering,
„kann die SPD keine Wahlen gewinnen.“

Der Krach glich einem Scheidungs-
gespräch. Der DGB-Chef arbeitet seither
unverkennbar an einem Strategiewechsel,
an dessen Ende möglicherweise sogar der
Bruch des historischen Bündnisses der
deutschen Arbeiterbewegung stehen könn-
te. Geht es nach ihm und der Mehrheit sei-
ner Kollegen in den Führungsetagen, wer-
den die meisten Gewerkschaften in ihrem
Kampf gegen Schröders Reformagenda in
Zukunft keine Rücksicht mehr auf die rot-
grüne Koalition nehmen.

Gewerksch
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Für die kommenden Monate haben sie
sich eine klare Konfrontationsstrategie ver-
ordnet. Der Dialog mit der Regierung wird
allenfalls noch in Einzelfragen gesucht. 

Die grundsätzliche Auseinandersetzung
dagegen soll verschärft werden – selbst 
um den Preis, dass der Niedergang der
SPD dadurch noch beschleunigt werden 
könnte.

Das angebliche, von der „Süddeutschen
Zeitung“ gemeldete „Friedensangebot“
des DGB-Chefs – eine Aufforderung an
Schröder, die Zumutbarkeitsregeln für
Langzeitarbeitslose zu entschärfen – ver-
diente diesen Namen jedenfalls nicht. Som-
mer wusste, dass der Kanzler darauf nicht
eingehen konnte. Also ging es ihm vor-
nehmlich darum, die Schuldfrage öffent-
lich zu dokumentieren. Der Brief des DGB-
Chefs blieb unbeantwortet.

Der vorläufige Tiefpunkt einer schwie-
rigen Beziehung, in der sich Sozialdemo-
kraten und Gewerkschaften in ihren mehr
als 140 Jahren gemeinsamer Geschichte
wie ein alterndes Ehepaar auseinander ge-
lebt haben, scheint erreicht. 

Bislang waren die SPD und die Arbeit-
nehmerorganisationen stets zusammen
marschiert – und so errangen sie ihre größ-
ten Erfolge. Die Gewerkschaften trommel-
ten im Wahlkampf für Willy Brandt, un-
terstützten später seinen Nachfolger Hel-
mut Schmidt und halfen 1998 und 2002
Gerhard Schröder beim Kampf ums Kanz-
leramt.

Die scheinbar unzerbrechliche Freund-
schaft hielt sogar noch bis ins vorige Jahr,
als Schröder seine Agenda 2010 bereits ver-
kündet hatte. Hinter den Kulissen kämpf-
te Sommer wacker gegen alle Kollegen, die
sich schon damals langsam abzusetzen be-
gannen. Noch am 1. Mai 2003 trat er ge-
meinsam mit dem Regierungschef vor wü-

* Ver.di-Chef Frank Bsirske und der IG-Metall-Vor-
sitzende Jürgen Peters im vergangenen Oktober in 
Berlin.
23
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Deutschland
Die Ausnahme als Regel?
Nach Siemens wollen auch andere Konzerne die Arbeitszeiten

erhöhen, um Jobs zu retten. Die IG Metall rudert bereits zurück.
Siemens-Handy-Werk (in Kamp-Lintfort)
„Das hat Signalwirkung“ 
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Jürgen Peters, dem sonst kein Wort
zu groß ist, versuchte sich im Klein-
reden. Den Abschluss bei Siemens,

mit dem 4000 Arbeitsplätze in Deutsch-
land gerettet werden, lobte der IG-Me-
tall-Boss nicht als tollen Erfolg seiner
Gewerkschaft. Peters sagte: „Das ist ein
Einzelfall und keine Blaupause.“

Heinrich von Pierer, der sonst gern
über die Wettbewerbsfähigkeit der Na-
tion spricht, gab sich ebenfalls wort-
karg. „Wir haben ein Siemens-Problem
gelöst“, sagte der Konzernchef, „und
dabei bleibt es auch.“

Warum eigentlich? In Kamp-Lintfort
und Bocholt ist die Arbeit von 4000
Siemens-Mitarbeitern erst einmal ge-
sichert. Die Produktion von Handys
wird nicht nach Ungarn verlagert, wo-
durch die Hälfte der Arbeitsplätze ver-
eschäftigte 2003 in Deutschland: 170000

 im Inland

– 65000
im Ausland

+138000

eschäftigtenzahlen 2003 gegenüber 1980:

e
n

schwunden wäre. Siemens will 30 Mil-
lionen Euro in neue Produkte und da-
mit in die beiden deutschen Standorte
investieren. Im Gegenzug muss die
Belegschaft nun 40 statt 35 Stunden
arbeiten, ohne Lohnausgleich, und zu-
dem auf Weihnachts- und Urlaubsgeld
verzichten. Nur wenn die Handy-Spar-
te von Siemens Gewinne erwirtschaf-
tet, erhält sie eine Extrazahlung.

Auch wenn Gewerkschafter und
Konzernboss einhellig beteuern, dies
sei kein Modellfall, so ist es doch genau
das: ein Beispiel dafür, wie Jobs in
Deutschland gerettet werden können. 

Dies muss nicht immer mit einer
Rückkehr zur 40-Stunden-Woche ver-
bunden sein. Für Unternehmen, die un-
ter fehlenden Aufträgen leiden, kann
eine 30-Stunden-Woche bei verringer-
ten Löhnen sinnvoll sein. Für andere
wiederum eine weit gehende Flexibili-
sierung, mit der die Maschinen je nach
Auftragslage mal in drei Schichten an
sechs Tagen oder in zwei Schichten an
vier Tagen genutzt werden.
Entscheidend aber ist: Der Siemens-
Abschluss könnte der Anfang vom
Ende des Flächentarifvertrags sein, mit
dem Arbeitgeber und Gewerkschaft
bislang die Grundbedingungen in ei-
ner Branche festlegten. 

Im Februar dieses Jahres hatten sie
sich auf eine neue Öffnungsklausel im
Tarifvertrag geeinigt. Um die Verlage-
rung in Billiglohnländer zu stoppen,
dürfen Unternehmen die Arbeitszeit
verlängern, ertragsabhängige Bezah-
lung und Lebensarbeitszeitkonten ein-
führen – wenn Gewerkschaft und Ar-
beitgeberverband dem zustimmen. 

Dies sollte die Ausnahme bleiben.
Aber welches Unternehmen wird nicht
versuchen, sie zu nutzen, nachdem 
der Riese Siemens, als Gesamtkonzern
nicht gerade ein Sanierungsfall, davon
Gebrauch macht?

Philips zum Beispiel: Die Halbleiter-
sparte des Unternehmens steht unter
enormem Kostendruck, weshalb die
Konzernleitung dort die 40-Stunden-
Woche fordert. Durch den Siemens-Ab-
schluss lässt es sich nun leichter argu-
mentieren: „Wir wollen genauso wett-
bewerbsfähig bleiben wie Siemens“,
sagte ein Konzernsprecher vergange-
nen Freitag. „Deshalb streben wir ei-
nen ähnlichen Abschluss an.“ 

In Stuttgart traf sich vergangenen
Freitag Mercedes-Benz-Chef Jürgen
Hubbert mit Betriebsrat Erich Klemm,
um über die Zukunft von 10000 Jobs 
in Deutschland zu sprechen. Langfristig
wären diese Stellen bedroht, falls keine
zusätzlichen Modelle produziert wür-
den, eine kürzere Variante der C-Klas-
se beispielsweise. Nach Hubberts Be-
rechnungen kommt die bei einer Ferti-
gung in Sindelfingen 500
Euro zu teuer.

Nun streiten beide, wie
man die Personalkosten
senken könnte. Mögli-
cherweise fallen die bis-
herigen Pausenzeiten
oder Teile der Schichtzu-
lagen den Kürzungsplä-
nen zum Opfer. Die Ar-
beitnehmer werden dem
Vorstand entgegenkom-
men müssen.

So ähnlich laufen die
Verhandlungen in vielen

Mercedes-Ch
Harte Verha
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Konzernen. Die Ergebnisse werden
höchst unterschiedlich ausfallen, je
nach Lage des Unternehmens, je nach
Verhandlungsstärke der Betriebsräte.

Siemens-Chef Pierer redet sein Er-
gebnis wohl nur klein, weil er die Ge-
werkschaft nicht verärgern will. Er
führt mit ihr bereits die nächsten Ge-
spräche, in denen es um die Zukunft
der Werke Kirchheim-Teck, Bruchsal,
Karlsruhe und Nürnberg geht. 

„Das hat Signalwirkung“, sagt Ar-
beitgeberchef Martin Kannegiesser 
von Gesamtmetall: „Jeder Bach, der
über seine Ufer tritt, sucht sich ein neu-
es Bett.“

Allerdings sind der neuen Flexibili-
tät Grenzen gesetzt. Jedes Unterneh-
men, das in einem Ergänzungstarifver-
trag andere Arbeitszeiten vereinbaren
will, muss diese von Gewerkschaft 
und Arbeitgeberverband prüfen las-
sen. Und diese beiden haben derzeit
wenig Interesse daran, dass die Aus-
nahmen zur Regel geraten. Dann wür-
den sie die Tarifpolitik und ein Stück

weit sich selbst überflüs-
sig machen.

Für weitere Verhand-
lungen mit Siemens kün-
digt Gewerkschaftsboss
Peters eine harte Linie
an. In den anderen Wer-
ken drohe keine Verla-
gerung von Arbeitsplät-
zen. Einen Abschluss wie
bei den Handy-Fabriken
schließe er deshalb „ka-
tegorisch aus“. Vorläufig.

Dietmar Hawranek, 
Janko Tietz

f Hubbert
dlungen

H
A
R

R
Y
 M

E
LC

H
E
R
T
 /

 D
P
A



tenden DGB-Mitgliedern auf. Der Kanzler
dankte es ihm nicht.

Wo einst gemeinsame Erfahrungen und
Werte das Miteinander bestimmten, domi-
niert inzwischen das blanke Unverständnis.
Auf ihrem langen Weg ins Kanzleramt ist
die Schröder-SPD zwar in die „Neue Mit-
te“ der karriereorientierten Angestellten,
gut qualifizierten Selbständigen und pflicht-
bewussten Beamten vorgedrungen, aber die
proletarisch-kleinbürgerliche Traditions-
partei mit ihren vielen Gewerkschaftsmit-
gliedern blieb dabei auf der Strecke.

Die Sozialdemokratie, urteilt der Göt-
tinger Parteienforscher Franz Walter, „hat
sich von der Arbeiterklasse, von den Un-
terschichten der deutschen Gesellschaft ab-
gekoppelt, mental weit entfernt“. Bei der
Europa-Wahl brach die SPD in ihrer frühe-
ren Stamm-Klientel dramatisch ein.

Nach einer Analyse von Infratest dimap
für die ARD verlor sie bei Gewerkschafts-
mitgliedern mit zwölf Prozentpunkten
überdurchschnittlich viel. Zum ersten Mal
bei einer bundesweiten Wahl lag die 
Union in dieser Gruppe mit 34 Prozent vor
den Sozialdemokraten (32 Prozent). Die
Schlussfolgerung der Gewerkschaftsbosse
aus diesem Debakel ist gleichermaßen
schlicht wie radikal: Die SPD sei „zer-
trümmert“ (Sommer), weil sie ihr Marken-
An ein Comeback der alten 
SPD glaubt im Gewerkschafts-

lager kaum noch jemand.
zeichen, die soziale Gerechtigkeit, aufge-
geben habe. Jetzt gelte es, sich mit einem
deutlichen Schnitt von dem einstigen Part-
ner zu trennen, um nicht selbst mit in den
Abgrund gezogen zu werden.

Nur wer klar und ohne Abstriche den
Kampf gegen die Schröder-Agenda wei-
terführe, könne 2006, nach einem mut-
maßlichen Machtwechsel in Berlin, auch
glaubwürdig gegen die weitergehenden
Einschnitte einer konservativen Regierung
antreten. Und selbst wenn Schröder wider
Erwarten doch noch einmal gewählt wer-
de, sei man mit einer Anti-Reformhaltung
auf der sicheren Seite. Denn derart mit
einem neuen Sanierungsmandat ausge-
stattet, werde auch der rote Kanzler seine
Umbauten am Sozialstaat vorantreiben.

An ein Comeback der alten SPD glaubt
im Gewerkschaftslager kaum noch jemand.
Die Kolleginnen und Kollegen in den
Führungsetagen richten sich darauf ein,
nach der Bundestagswahl 2006 in einem
CDU-Staat zu leben, in dem sie auf allen
Seiten von neoliberalen Kräften umstellt
sind – angefangen vom Bundespräsiden-
ten Horst Köhler über den bekennenden
Gewerkschaftsfeind Guido Westerwelle
(„eine Plage für unser Land“) bis hin zu
einer Kanzlerin Angela Merkel. 

IG-Metall-Chef Jürgen Peters weiß jetzt
schon, dass er seine Metaller gegen die
25d e r  s p i e g e l 2 7 / 2 0 0 4



Ex-Kanzler Brandt (1975)*: SPD und Gewerkschaften haben sich auseinander gelebt
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Gesundheitsprämie, die einen Abschied
vom System der Solidargemeinschaft be-
deutet, marschieren lassen wird. „Ich freue
mich drauf“, sagt er.

Und spätestens dann wird sich erweisen,
ob die Antwort der deutschen Gewerk-
schaften auf den neuen Kurs der Regierung
eine britische sein wird – so wie sie der le-
gendäre Arbeiterführer Arthur Scargill in
den achtziger Jahren gab, als er gegen die
Arbeitsmarktreformen der konservativen 

* Mit dem damaligen ÖTV-Vorsitzenden Heinz Kluncker
in Bonn.
Premierministerin Margaret Thatcher ein
volles Jahr lang mit Streiks die Energieer-
zeugung des Landes lahm zu legen versuch-
te. Doch der Widerstand brach zusammen.

In Deutschland setzen vor allem die Vor-
sitzenden der beiden Großgewerkschaften
auf Konfrontation. Mit ihren 5,1 Millionen
Mitgliedern stellen Ver.di und IG Metall
zusammen mehr als zwei Drittel des ge-
samten DGB. Ohne Frank Bsirske und Jür-
gen Peters läuft in der Dachorganisation
so gut wie nichts. 

Und die haben sich festgelegt. Kompro-
misse mit Rot-Grün soll es nicht mehr
geben. Die Regierung habe schließlich oft
genug bewiesen, dass sie auf die Gewerk-
schaften keine Rücksichten nehme, argu-
mentiert Ver.di-Boss Bsirske in internen
Versammlungen.

Dem Mitglied der Grünen ist das Schick-
sal der SPD weitgehend egal. „Wem nützt
es, wenn wir jetzt den Mantel der Liebe
ausbreiten?“, fragt Bsirske, „wir werden in
dieser Auseinandersetzung nicht auf
Tauchstation gehen.“ In seinem Kampf ge-
gen die Berliner Reformen setzt er auch auf
außerparlamentarische Bündnisse wie mit
den Globalisierungsgegnern von Attac. 

Sein Kollege Peters von der IG Metall
dagegen hat einen Ruf zu verlieren. Als
bekennender Hardliner ist er im vergan-
genen Sommer nach einem erbitterten
Machtkampf an die Spitze der Traditions-
gewerkschaft gerückt. Jetzt muss er seiner
Gefolgschaft beweisen, dass er ein kampf-
starker Kerl geblieben ist.

Leicht ist das nicht, wie zum Beispiel die
vergangene Woche bewies, als der gelern-
te Maschinenschlosser mit seiner Großor-
ganisation eine empfindliche Niederlage
hinnehmen musste. Erfolgreich hatte da
Siemens-Boss Heinrich von Pierer gedroht,
man werde Arbeitsplätze ins Ausland ver-
lagern, wenn die IG Metall einer Rückkehr
zur 40-Stunden-Woche ohne Lohnausgleich
nicht zustimme (siehe Seite 24). Am Ende
gaben die Metaller notgedrungen nach. 
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Unionschefin Merkel*: Warten auf den CDU-S
Peters, der in den Betrieben durchaus
pragmatisch auf die Herausforderungen der
Globalisierung reagiert, setzt im Großen auf
Blockade total. Im vergangenen Jahr hatte
er die Agenda noch kurz und bündig als
„Scheißdreck“ qualifiziert, inzwischen ist
sein Ton etwas konzilianter geworden, doch
in der Sache bleibt er hart: „Das neolibera-
le Politikmuster“ habe versagt, „da muss
man irgendwann auch mal in der Wirt-
schafts- und der Finanzpolitik umsteuern.“

Peters, Bsirske, Sommer und Co. suchen
die Auseinandersetzung mit der Regierung
nun vor allem auf Feldern, auf denen sie
Schröders Reformen am empfindlichsten
treffen könnten:
• bei der Arbeitslosenunterstützung: Die

geplante Zusammenlegung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe zum neuen Ar-
beitslosengeld II lehnen sie in der vor-
geschlagenen Form ab. „Die geplanten
Maßnahmen werden nach unserer Ein-
schätzung das Armutsrisiko breiter Be-
völkerungsschichten dramatisch wachsen
lassen“, heißt es in Sommers Brief an den
Kanzler;

• bei der Zumutbarkeit: Die Gewerk-
schaften laufen Sturm gegen die Pläne,
die Empfänger von Arbeitslosengeld II
ab dem 1. Januar 2005 zu verpflichten,
jeden Job anzunehmen – selbst wenn er
nicht der eigenen Qualifikation ent-
spricht und bis zu 30 Prozent unter den
Vergleichslöhnen bezahlt wird. Was der
Kanzler und sein Wirtschaftsminister für
zwingend geboten halten, geißelt Som-
mer in seinem Brief als „quasi staatlich
gefördertes Lohndumping“;

• in der Steuerpolitik: Die IG Metall for-
dert, dass die Regierung ihre Steuer-
reform wieder ändern solle, schließlich
„waren die Wohlhabenden in Deutsch-
land noch nie so reich wie heute“. Der
Spitzensteuersatz müsse bei mindestens
45 Prozent liegen, große Vermögen und
Erbschaften ab 500000 Euro sollten be-
steuert werden.

* Mit den DGB-Vorsitzenden Michael Sommer und Ursula
Engelen-Kefer am 12. Dezember 2003 in Berlin.
Schon jetzt sammelt vor
allem die IG Metall in einem
„Arbeitnehmerbegehren“ Un-
terschriften gegen den rot-grü-
nen Kurs. 

Nach der Sommerpause soll
diese Aktion weiter ausgebaut
werden. „Die schießen mit Ka-
nonen“, stellt das linke SPD-
Präsidiumsmitglied Andrea
Nahles entsetzt fest.

Die DGB-Bosse sind nicht
mehr mit ein paar versöhnli-
chen Müntefering-Worten und
einer Kanzler-Zigarre zu be-
sänftigen. Der zwischen Regie-

rung und Wirtschaft gerade geschlossene
Ausbildungspakt ist für sie eine herbe Ent-
täuschung. Bis zuletzt hatten sie auf eine
gesetzliche Abgabe gehofft, wie sie Franz
Müntefering versprach. Die überraschende
Kehrtwende des neuen SPD-Chefs sorgte
für zusätzlichen Frust.

Das sei „ein unglaublicher Vorgang“,
entrüstete sich IG-Metall-Chef Peters,
„wenn die weiter so machen, kann man
der Regierung nicht mehr helfen“.

Wie stark die Entfremdung zwischen
SPD und DGB inzwischen fortgeschritten
ist, demonstrierte in der vergangenen
Woche der bayerische SPD-Bundestags-
abgeordnete und DGB-Landesvorsitzende
Fritz Schösser, der bislang als Parade-
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beispiel für den traditionell engen Schul-
terschluss galt.

Der Strippenzieher des DGB in der Bun-
destagsfraktion kündigte an, er werde we-
gen der Agenda 2010 bei der nächsten Bun-
destagswahl für seine Partei nicht mehr an-
treten und sich ganz auf seine Arbeit als
DGB-Chef konzentrieren: „Ich werde mei-
nen Spagat zwischen SPD und DGB been-
den. Es beginnt im Kreuz wehzutun.“

In der SPD wird der sich abzeichnende
Strategiewechsel der Gewerkschaften mit
Verbitterung beobachtet. „Ich versteh die
oft nicht mehr“, sagt Müntefering, der in
den vergangenen Wochen vergebens ver-
sucht hatte, zumindest den Umgangston
mit den Arbeitnehmervertretern zu ent-
spannen.

Mit einer Doppelstrategie wollte er das
angespannte Verhältnis entkrampfen: Ei-
nerseits sollten die Reformen ohne weite-
re Zugeständnisse fortgesetzt werden, auf
der anderen Seite aber wollte er die Ge-
werkschafter besser einbinden. „Wir müs-
sen mehr miteinander reden“, warb der
Parteichef noch am Montag vergangener
Woche im SPD-Präsidium – um später ent-
geistert festzustellen, dass die Kolleginnen
und Kollegen vom DGB an einer ernsthaf-
ten Diskussion kein Interesse mehr haben.

Andere Spitzengenossen würden auf
den neuen Konfrontationskurs am liebsten
mit einer sozialdemokratischen Gegenwehr
antworten. „Wir können uns die ewigen
Störmanöver der Gewerkschaften nicht
länger gefallen lassen“, erregte sich Fi-
nanzminister Hans Eichel in diesen Tagen
vor Vertrauten: „Denen muss gesagt wer-
den, dass sie außerhalb der Realität leben.“
UMFRAGE: REFORMPOLITIK

  „Was ist der Hauptgrund für
die derzeitige Unzufriedenheit
mit der SPD?“

zu radikale Reformen

26%

17%

TNS Infratest für den SPIEGEL vom 15. bis 17. Juni; rund 1000
Befragte; an 100 fehlende Prozent: „weiß nicht“/keine Angabe

zu zögerliche Reformen

unzureichende Vermittlung
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SPD
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B’90/
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33131921
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unzureichende. . . 39634864
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Die SPD, so denken Eichel, Schröder
und Wirtschaftsminister Wolfgang Clement,
könne sich einen Schwenk zu den Ge-
werkschaften auf keinen Fall erlauben –
selbst auf die Gefahr einer Niederlage 2006.
Die Union, so ihr Kalkül, werde bei einer
Machtübernahme an der Stelle weiterma-
chen müssen, an der Rot-Grün aufgehört
habe – nur schneller und vermutlich „un-
sozialer“. Gut möglich also, dass auch sie
von reformmüden Wählern abgestraft wer-
de – und nur eine SPD, die vorher standhaft
und damit glaubwürdig geblieben sei, wer-
de dann eine neue Chance haben.

„Die Gewerkschaften müssen weg von
ihren abstrakten Betrachtungen und sich
den konkreten Fragen zuwenden, die sich
in den Betrieben stellen“, fordert vor allem
der Kanzler, der den Funktionären außer-
dem rät: „Liebe Leute, orientiert euch an
der Leitlinie: Was ist wirklich gut für Ar-
beitnehmer?“ Korrekturen an seinem Re-
formprogramm will er nicht mehr vorneh-
men: „Ich werde an der Agenda nicht mehr
rumschnippeln.“

Eine Hoffnung bleibt den Genossen
noch. Der Krawallkurs der Gewerkschafts-
mehrheit ist im DGB heftig umstritten. Die
Großen haben sich gegen die Kleinen zwar
durchgesetzt, doch die Chemiegewerk-
schaft des Kanzler-Vertrauten Hubertus
Schmoldt, die IG Nahrung-Genuss-Gast-
stätten und die Eisenbahnergewerkschaft
Transnet sind strikt gegen die Konfronta-
tion mit der Regierung.

Am vergangenen Mittwoch gründeten
60 Betriebsräte dieser Gewerkschaften in
Berlin eine Initiative, die einen konstruk-
tiven Dialog fordert. 

Sie werden sich demnächst auf eine Um-
frage berufen können, die der DGB-Chef
beim Münchner Polis-Institut in Auftrag
gegeben hat.

Danach halten mittlerweile nur noch 41
Prozent der Gewerkschaftsmitglieder ihre
Organisation für „unverzichtbar“ – vor
zwei Jahren waren es noch 51 Prozent.
Hatten damals 56 Prozent der Arbeitneh-
mer den Gewerkschaften bescheinigt, sie
seien „modern und zukunftsfähig“, sind es
jetzt nur noch schmale 45 Prozent. 

Und auch eine weitere Erkenntnis der
Studie dürfte im DGB-Vorstand für hef-
tige Diskussionen sorgen: Mit Blick auf 
die aktuelle Reformpolitik erwarten 61 

Prozent der
Arbeitnehmer
von den Ge-

werkschaften, dass sie sich „aktiv in die
Regierungspolitik einmischen, um Verbes-
serungen zu erreichen“. 

Nur 35 Prozent raten dazu, „öffent-
lichen Druck zu machen, um die Regie-
rung zu einer Änderung ihres Reformkur-
ses zu zwingen“. Die Ergebnisse können
der DGB-Führung kaum gefallen. Erste
Folge: Die Studie wird unter Verschluss
gehalten. Konstantin von Hammerstein, 

Roland Nelles
d e r  s p i e g e l 2 7 / 2 0 0 4
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Kopf und Bauch
Hundert Tage nach dem Wechsel

an der Parteispitze sind 
die Rollen klar verteilt: Der Kanzler

verändert, der Vorsitzende
bewahrt. Wie lange geht das gut?
Es gibt Veranstaltungen, die sind wie
gemalt für Gerhard Schröder. Um-
ringt von mächtigen Wirtschafts-

fürsten, umgeben vom kühlen, hellblauen
Hauch der Moderne, fühlt sich der Kanz-
ler am Donnerstagabend vergangener Wo-
che bei der 125. Geburtstagsfeier der Lin-
de AG in München sichtlich wohl.

Als er ans Rednerpult tritt und die „Be-
reitschaft zur Veränderung, die nie auf-
hören darf“, preist, spenden seine Zuhörer
warmen Applaus. „Über die Notwendig-
keit von Reformen lässt sich nur streiten,
wenn man dem Land Schaden zufügen
will“, mahnt Schröder – und erntet hefti-
ges Kopfnicken.

Der Abend endet mit dem denkbar
schönsten Lob für ihn: „Ihr Reformwille
verdient unseren größten Respekt, Herr
Bundeskanzler“, schmeichelt Linde-Boss
Wolfgang Reitzle. „Sie können sich unse-
rer Unterstützung sicher sein.“

Berlin, derselbe Abend, eine andere
Welt. Franz Müntefering sitzt in einer
Runde, die gemeinsam grübelt. „Regieren
gegen den Strom – Wie überlebt die SPD?“
heißt die Veranstaltung der Humboldt-
Universität. Münte bemüht sich um Ant-
worten: Die Gehälter in Deutschland? Viel
zu hoch bei Vorstandsvorsitzenden, viel zu
niedrig bei Verkäuferinnen. Die Rolle des
Staates? Nur er könne „dafür sorgen, dass
es soziale Gerechtigkeit gibt“. 

Schröder und Müntefering – zwei Män-
ner, zwei Welten, zwei Geschwindigkeiten.
Hundert Tage nach der Rochade an der
SPD-Spitze ist die Arbeitsteilung geklärt:
Der Regierungschef darf nun ohne große
Rücksichtnahme auf die Empfindlichkei-
ten der Genossen den Reform- und Wirt-
schaftskanzler spielen, der SPD-Vorsitzen-
de gibt derweil – in einer neuen Rolle als
Lafontaine light – den Hüter traditioneller
Werte.

Während den Sozialdemokraten die Mit-
glieder und Wähler in Scharen davonlau-
fen, versucht deren Führungsduo, ein altes
Konzept wiederzubeleben: Der eine Mann
steht für Innovation und Härten, der an-
dere für die soziale Gerechtigkeit.

In der Besetzung Schröder/Lafontaine
hatte die SPD mit derselben Aufgabenver-
teilung 1998 einen grandiosen Wahlsieg er-
rungen. Mit dem Remake dieses Rollen-
spiels wollen Schröder und Müntefering
die Partei nun aus der schwersten Krise
der Nachkriegszeit führen. Die Strategie
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